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11. Auszug aus dem Urteil vom 21. Februar 1964 i.S. Schneeberger gegen Eidg. Justiz- und Polizeideparte-
ment.
Regeste (de):
Ermächtigung zur Strafverfolgung von Bundesbeamten.

Der Private, der Bestrafung des Beamten verlangt, ist zur Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen die Verwei-
gerung der Ermächtigung nur dann legitimiert, wenn er Verletzter ist (Art. 15 des Verantwortlichkeitsgesetzes
vom 14. März 1958).

Regeste (fr):
Autorisation pour ouvrir une poursuite pénale contre un fonctionnaire fédéral.

Le particulier qui demande la punition du fonctionnaire n’a qualité pour former un recours -de droit admi-
nistratif contre le refus de l’autorisation que s’il est le lésé (art. 15 de la loi sur la responsabilité du 14 mars
1958).

Regesto (it):
Permesso per promuovere un procedimento penale contro un funzionario federale.

Il privato che domanda la punizione di un funzionario ha qualità per interporre ricorso di diritto amminis-
trativo contro il rifiuto del permesso soltanto se è il danneggiato (art. 15 legge sulla responsabilità del 14 marzo
1958).
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2. Gemäss Art. 15 des Verantwortlichkeitsgesetzes bedarf die Strafverfolgung von Beamten wegen strafba-
rer Handlungen, die sich auf ihre amtliche Tätigkeit oder Stellung beziehen, einer Ermächtigung des Eidg.
Justiz-
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und Polizeidepartements. Gegen deren Verweigerung ist nach Abs. 5 die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an
das Bundesgericht zulässig; sie steht dem Verletzten, der Bestrafung des Beamten verlangt, sowie dem öffent-
lichen Ankläger des Begehungskantons zu. Aus der Verwendung des Ausdrucks ”Verletzten” geht klar hervor,
dass derjenige, der Strafanzeige erhoben hat, nicht unter allen Umständen zur Verwaltungsgerichtsbeschwerde
legitimiert ist, sondern nur dann, wenn sich die behauptete strafbare Handlung gegen ihn gerichtet hat. Diese
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Ordnung stimmt überein mit der allgemeinen Regel von Art. 103 Abs. 1 OG, wonach zur Beschwerde befugt
ist, wer durch den angefochtenen Entscheid in seinen Rechten verletzt worden ist. Damit wird die Popularbe-
schwerde ausgeschlossen; die Wahrung des allgemeinen Interesses an der Strafverfolgung obliegt einzig dem
öffentlichen Ankläger. Der Beschwerdeführer gibt ausdrücklich zu, das er durch den angefochtenen Entscheid
nicht in seinen persönlichen Interessen verletzt wird; er erklärt, er reiche die Beschwerde ein aus Interesse an
der Bewahrung und am Ausbau des Rechtsstaates. Damit erweist sich seine Eingabe aber als eine Popularbe-
schwerde, deren Unzulässigkeit ihm bekannt ist und von ihm nicht bestritten wird...
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